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unddernormaleundgerechteErtragdesHauseswiederermöglicht

hergestelltwird ,wobeimanallerdingsmitdergrösstenVorsichtvorge
Wien,amDienstag,den13 ,Dezember1927(ZweiteAusgabe) henmuss .

. . . sich
DerRednerbeschäftigt/sodannmitdervonsozialdemokra¬

WIENERGEMEINDERAT tischerSeiteundvonderihr nahestehendenSeiteaufgeworfenenFrage

Sitzungvom13.Dezember1927 einer Aenderungder Regierungspolitikundbezäehtsich auf dieseiner-¬
zeitigen Ausführungendes GemeinderatesKunschaküber diese Frage .Auch

BERATUNGDESHAUPTVORANSCHLAŒES1928. unserscheintes richtig ,dasseineZusammenarbeitimBundeauchein

BürgermeisterSeitzeröffnetumvierUhrdieSitzung.Ge- Zusammenarbeitenin derGemeindeWienvoraussetzt ,wirsehenaber,
ir unsdiePolitikdesVoranschlagesunddiePolitikderMehrheit

nderatDr .Wagner( E. . )setztsofortseineAusführungen,dieerges- überhauptvor Augenhalten ,keine Tendenzzu einerfreundschaftlichen
tern umzehnUhrnachtsunterbrochenhat ,fort .NachdenErklärungen Zusammenarbeit.WennGemeinderatKunschakseinerzeitgeforderfhat,

lungenhierge¬eVerhardesStadtratesBreitnerunddemGeist ,indemdi
ührtwerden,zuschliessen,bestehtkeineHoffnung,dassdasisoliertepo¬

dassbeidenSozialdemokrateneineandereEonstellungzudenreligiö-
wird,dasSystemderrücksicht:eübtlitische System ,dashier imRathaus

senFrageneintretenmüsse ,so müssenauchwir ,obwohlunsvieleWelt¬

losenMehrheitsherrschaftgeändertwird ,GemeinderatDr .Wagnerbeschäf- anschauungsfragenvondenChristlichsozialentrennen ,offenaus¬
insprechen,dassunsmanshmaldieRuppigkeitdesTonserstaunenmacht

tigt sichdanneingehendmiteinzelnenGemeindeabgaben.Erbezeichnet
euer ,weilsie denWohnungs-¬5 StedieWohnbausteuerabgabealseinesoziale welchemoftvonSeitedersozialdemokratischenPresseundsozialdemo¬

aufwanddurchgehendbesteuert .DieStandabgabeist dieFürsorgeabgabe, kratischen Redner über diese Dinge gesprochen wird .Wir künnenuns

die eineLohnsteuerist .Esist sehrbedauerlich ,dasssich fast alleBun¬
eine Regierung der Zusammenarbeit zwischen Sozialdemokraten undNicht¬

desländerdasschlechteBeispielWienszueigengemachthaben.Unver-¬
ständlich aber ist es ,dass geradedeeSizialdemokratenan dieseraus

sozialdemokratennurforstelen ,wenndurcheinG ,setzdarüberKlar-¬
der

heitgeschaffenwird ,dassderTarror/indenFabrikenundBetrieben
gesprochenenInflationssteuerfesthalten .SiewirktaufdieProduktion gegenAngestellteundArbeiterausgeübtwird ,eineverabscheuungswür¬
verwüstend ,sie ist eine Importprämie ,die denAuslandgewährtwird .Sie digeunddaherstrafwürdigeHandlungsei ( LebhafterBeifallbei derWL.

cheinederMitursachenderArbeitslosigkeit.Durchdasgrosseist au Ehean eine solche Zusammenarbeitgeschritten werdenkann ,müssten

Inspektionsrecht,dasmitderschwerenErfassungderFürsorgeabgabe die Sozialdemokraten auch noch eine Reihe anderer Fragenbeantworten :

zusammenhängt ,hatsichStadtratBreitnerzumstillenKompagnonaller ob sie bereit sind ,ihre konfiskatorischen Steuern preiszugeben ,obsi

Unternehmungengemacht ,ImVoranschlagfür 1928ist dieFürsorgeabgabe
mit69MillionenSchillingveranschlagt;76MillionenSchillinghingegen

darangehenwollen ,die Verwaltungzu entpolitisieren ,ob sie dasBaumo
nopolbeseitigen,dieMietenfragenachdenBedürfnissenderVolks¬

sind für WohnbautenvorgssehenEs sieht fast so aus ,als ob dieFürsor - wirtschaft regeln ,ob sie der Hetze adjeu sagen ,ob sie die religiöse

geabgabefür die WohnbautenverwendetwerdeWennja dannmüssteesdann
undjedeehrlicheMeinungihrer Mitbürgerschonen ,obsie dieGemein¬

auf denWohnbautenheissen :ErrichtetausdenMittelnderFürsorgeabgabe. wol- ¬deschutzwacheunddenSchutzbundauflösen
Der Redner bespricht sodann die Post Lustbarkeitsabgabs ,wobei er ins -

len unddamiteinverstandensind ,dass hinsichtlich derWachtkörper
wirklicheStaatspolitik betriebenwird .DerRednererklärtzum

besondereaufdieLustbarkeitsabgabederBundestheaterhinweist.Von Schlusse,dassergegendenVoranschlagstimmenwerde(LebhafterBei¬allenBundesländernhat nurWienvondenBundestheaternVorteile .Das

Festhalten an der Abgabepflichtder beiden uralten deutschenKultur - ¬
stättenist einekleinlicheSchmutzerei( BeifallbeiderMinderheit).
GemeinderafWagnerbesprichtdanndiePostNahrungs-undGenussmittel-¬
abgabe ,dieebenfallsnachfreiemErmessenvorgeschriebenwird ,wasder
KorruptionTürundToröffnet.ErhebtdanndieReformbedürftigkeitder

Wertzuwachs - ¬
Fremdenzimmer-,derAnzeigen-,derHauspersonalabgabeundderAutomobil-

fall beidenParteienderEinheitäliste).
ST. R.Rummelhatüt( . . )kommtaufdieletztenAusführungen

desGmeinderatesWagnerzurückundbemerkt ,die FragederKoalition
könne jeder von der Presse noch von einem einzelnen Politiker noch

imG,meinderatüberhauptgelöstwerden .Nachderderzeitigenpoliti¬
schen Konstelation in Oesserreich hat einzig undallein diechristlich

sozialeParteizuentscheiden ,obes zueinerKoalitionkommtodersteuerhervorundschliesstsichhinsichtlichderWasserkraftabgabeden nicht ( Lebhafter Beifall und Händeklatschenbei der Einheitsliste ) .Die
Ausführungender chritlichsozialenRedneran . Verhältnisse,wiesåaheuteherrschensprechenabsolutnichtdafür,Sodannwendeter sichgegendieAusführungendesStadtrates Wirkönnennur vomHerzenwünschen,dassdieheutigeKoalitions¬alleBreitner über die Fortsetzungder Bautätigkeit seitens derGemeinde

regierungunter der FührungSeipelrecht langezumGlückeOesterreichs
Wien.WennausdiesenAusführungenhersusgeklungenhat ,dassamMieter- bestehenbleibt ( LebhafterBeifall undHändeklatschenbei der . . )
schutz auch in Zukunft nicht gerüttelt werden darf ,so weisen die volks - Wenngestern Gemeinderat Kunschak daran erinnert hat,es gehe nicht an ,
wirtschaftlichenBedürfnissegeradedenentgegengesetztenWeg .Sicher dassderBürgermeisterwährendderBudgetdebattesichdaraufbe -ist ,dassdie WohnbautätigkeitderGemeindeWiennichtindemselben

betrieben werdenkannwiedieprivateBautätigkeitunddaherUmfange
schränkt ,die Sitzungzueröffnenundsich dannmitseinerCortege
aus demSaale entfernt ,was eine Nichtachtung des Gemeinderatessei ,

bedeutedieAufrechterhaltungderWohnbautätigleit derGemeindedie so hat diese Erinnerung nichts genützt ,den heute war es ebenso .Ges¬
Aufrechterhaltungder vermehrtenArbeitslosigkeit .Sie habenleideraus ter r auchwähwa ndderRededesFührersderChristlichsozialenkei¬demMieterschutzeinelendesPolitikumgemachtundesist geradezueine

Infamie wennmanuns unterstellt ,dass wir uns nur umderInteressen
der Hausherrenwillen in die schwierigenAuseinandersetzungenüberdie

nerderamtsführendenStadträteimSaal .SolcheVerhältnissesindauf
die Dauerunleidlich .WirkönnendieseVerhältnissenichtändern ,solan

FragedesMieterschutzeseinlassenEsist einevolkswirtschaftlicheNot¬



Zweiter P
geSiehierdieMehrheithabenAllerdingswenrnichtnurdieSchwinde¬
leienin Währingsondernwennalle Schwindeleienkorrigiertwürden
hättenSienichtdieMajorität(LebhafterBeifallbeider . . )Sie
sitzen zu Unrechtan der Macht ,weil Ihre Herrschaft nur durchGewalt ,

durchTerrerundwiesichjetztzeigt ,durchSchwindelerrungenIst
( LebhafterBeifall undHändeklatschenbei der . . )

DerRednerbeschäftigtsichsodannmitdemBudgetundweist
daraufhin ,dassdenWienerndadurch,dassLandundGsmeindezusammen¬
fallen ,eineInstanzgenommenwerde.DerBürgermeisterstellt sichge¬
wissermaddenvordenSpiegelundsagtja undderLandeshauptmann,

dasSpiegelbild ,dasausdemSpiegelschaut ,mussauchja sagen .DieBe¬
völkerung braucht eine von der Gemeindeunabhängige höhere Instanz .Wir

habenunsgegendie TrennungWiensvonNiederösterreichimmerausgespro¬
chen .Heutesiehtmanklar ,dasssie einFehlerwar .Wasist nunneu
geschaffenworden?Eåne Farce !EinLandtag,derkeineLandtagsab
geordneten hat ,denn im Landtag sitzen die Gemeinderäte .DerLandes- ¬

hauptmannhatnichteinmaleinenStellvertreter ,ist alsodurchdieVer-¬
fassungunentbehrlichgeworden.Ammeistenist demLandeshauptmannder
Stadtsenatzuwider.DortführtersehrungerndenVorsitzundeswird
notwendigsein ,dassmandort ,sowieimGemeinderatVorsitzendewählt.

BürgermeisterSeitz :Sie kennendie Verfassungnicht !

StadtratRummelhardt:IhrbeliebtesMitteldurcheinenDia-¬
logdieseFrageaufeinNebengeleisezuschieben,verfängtnicht .Sie
habendaetwasgeschaffen,wasnichtFischundFleischist .AuchimVor¬
anschlag ist für die Bedürfnissedes Landesnichts vorgesehen .Inder
Verfassungist aberausdrücklichdervermögensrechtlicheCharakterdes
LandesWienfestgesetzt.DasLandhateineeigeneVerwaltungundmuss
daheraucheineeigeneVerrechnunghaben.Esist diehöchsteZeit ,dass
mansichendlichdarüberklarwird.

Unerhörtist ,dassschonbeidenAnstellungenderNachweis
der Zugehörigkeit zu einer roten Gewerkschaftund zursozialdemokrati¬

schenParteiverlangtwird.ImNamenderjungenWienerundWienerinnen
müssenwirfordern,dassunsereLandeskinderohneUnterschiedderPar-¬
teizugehörigkeit,wennsiedienotwendigeBefähigungdazuhaben,inden
Dienstunserertadtgestelltwerden.Eswirdimmergesagt ,dasskein
Bedarfist ,Manhat aber trotzdemvor kurzerZeit einenKonzeptsbeam¬
ten aus Oberösterreich angestellt .Er machtin der LeopoldstadtDienst ,
ist natürlichSozialdemckratundes ist interessant ,dassderMannmit
zwei Vorstrafen angestellt wurde ,während alle anderen abgewiesen wer - ¬

den .Der Personalreferent soll darüber Auskunftgeben .

Siesagenimmer,dassdieStrassenarbeiterunddieReini¬
gungsfrauenübervalorisierteBezügehaben .Wirgönnenihnendas ,müssen
aberverlangen,dassauchdieanderenAngestellten,dieheuteweitun¬
tervalorisiert sind ,anständige Bezügeerhalten .Sie müssensichend¬
lich auchentschliessen ,Ihren Hochmutaufzugebenundnicht allein nur
mitIhrenOrganisationenverhandeln .WennSiedieKoalitionsfreiheit
hochhalten ,dannmüssenSie auch die anderenOrganisationengleichbe -¬

rechtigtbetrachten.
Esist auchvomMieterschutzgesprochenworden.Stadtrat

Breitnerhatgemeint,dieBaupolitikderGemeindeWienseidaseinzige
Mittel denMieterschutzzu sichern .Es ist abergar niemandda ,der
denMieterschutzbeseitigenwill .DaswarnurIhrdemagogischerWahl-¬
sehlager .( Beifallbei der Minderheit ) .DerMieterschutzbleibterhal¬
n Niemandwill den Wieterschutz weghaben .Es soll nur ein gerechtes

Gesetz geschaffen werden .Es soll nicht sein ,dass prächtigeWohnungen

spottbilligfürreicheLeutezuhabensind ,währendarmeTeufelinnas-¬
senLöchernwohnenmüssen.WirwolleneinegerechteFormderMiete .Dass
dasaucheineErhöhungderMietzinsebiszueinemgewissenMassnotwen-

digmacht,ist sekbstverständlich ,esmüssenebendieSicherungengege-¬
bensein ,dassderarmeTeufeldiesenZinsbezahlenkann.Eswerdensich
danndieArbeitslöhneerhöhen ,aberdafürwirddieKreditfähigkeitge¬
stärktunddieVolkswirtschaftgesunden.DieöffentlichenAngestellten
müssenwiederdasalte Quartiergelderhalten .BeiderendgültigenLösung
derMietenfrage,wirdderBundgewissauchdieseFrageordnen.Mandarf
nichtnureinFreundderAngestelltensein ,wennmaninderMinorität
ist ,sondernmussesauchsein ,wennmandieMehrheithat .(Stadtrat
Speiser :Sehrrichtig !IronischerBeifallbei derMehrheit).

StadtratRummelhardtverlangtdann,dassdieAngestellten,
die bei den früher üblichen Vorrückungenübergangenwordensind ,ein
Aequivalenterhalten .EbensomussdasVersäumnisderGemeindegegenübe
den armenKriegsinvalidenendlich gut gemachtwerden .Es ist eineuner

hörteSchande,dassdiereicheGemeindenochimmernichtfürdieOpfer
desPriegesdasselbeleistet ,wasdaskleinsteBundeslandlängsttut .
DerHintergrundscheinthiereinreinpolitischerundkeinfiskalischer
zusein .Sie wollennicht ,dassdie Männer ,die BlutundLebenindem
grossenKampffür ihr VaterlandaufsSpielgesetzthaben ,aucheineAn-¬
erkennungerhalten .Aberdiese Männerverdienendie HochachtungderBe¬
völkerungundihres DienstgebersBeifall bei derMinderheit)

Esmussauchverlangtwerden,dassdenPensionistenihr
Rechtwird .Manmussauchdie nachdemStichtagin Pensiengetretenen
AngestelltendiedenanderenAngestelltengewährteStufenvorrückünge
rechnen .Es wird erzählt ,dass dieser grosse Nachteileinvernehmlich
mit demVerbandder städtischen Angestelltenausgehegtwurde .Wenndas

richtig ist ,dann handelt es sich hier umeine gelbe Gewerkschaftin
des Wortesvollster Bedeutung .( LebhafterBeifall bei derMinderheit) .

StR .RummelhardtkommtdannaufdieJuliereignissezuspre-¬
chen .Ersagt ,eswäreinteressantzuwissen ,warumdieAngestellten
imRathausam15JulinichtihrePflichterfülltundahreSchreibti¬
scheverlassenhaben .StadtratSpeiserhat gesagt ,es warausehrlie
Entrüstungüber das SchattendorferUrteil .Woist dennda aberjetzt
die hoheMoralunddie kochendeVolksseele ,woes sich bei denjetzi¬
genUrteilendochauchumProletarierhandelt .UnsereMeinungist ,dass
der Aufstandam15 .Juli in einer Zentralstelleausgekochtwurdeund
eineEtappeimKampfumdie Machtin Oesterreichgewesenist .Sieha¬
bendasVolkaufgewiegelt ,sie habenalso auchdie Schuldzutragen .
(Unruhe) .Siemüssenesanhören,dassichhierüberdieJuliereignisse
spreche,dennunsereLeuteimParlamentmusstenihredemagogigchenVer¬
drehungenim Parlamentüber den 15 .Juli auchanhören .( LebhafterBei¬
fall bei der Minderheit ) .VonStrassenbahnern wurden Autosaufgehal - ¬
ten unddamitzumSchauplatzder Exzessegefahren .EinTeil derElektr .
zitätsarbeiter ist gegendie UniversitätSturmgelaufenundhatdie
dortbefindlicheSicherheitswacheBluthundeundTrottelnbeschimpft.
MitSteinen ,SandundEisenstangenwarensie ausgerüstet ;worsolchen
ElektrizitätsarbeiternmussmanjedeAchtungverlieren ,siegehören
keine Stundelänger in einemstädtischen Betrieb .( Beifall beider

Minderheit).GeradezueinVerbrechenist es ,wiesoWerkzeugeausstäd-¬
tischenDepotsbenützt ,ja sogarSchneepflügezumBarrikadenbauver-¬
wendetwurden .DieAngestelltenschafthat die Pflicht ,dieWerkzeuge

zubewachen.Sieselbstaberhabesie zuExzessenbenützt .IhreSache,
HerrStadtrat Speiser ,ist es ,in denBetriebeneine strengeUntersu¬
chungzu führenunddie Schuldigenzur Verantwortungzu ziehen .Wir
wollen ,dieSchuldigenwissen .(BeifallbeiderMinderheit).Inden
Juliprozessenhabendie Schöffenverurteilt ,die Geschworenenfrei ge- ¬
sprochenen.SiehabeninIhrerParteisogenannteGeschworenenschulen
unddamussnununtersuchtwerden ,wasin diesenSchulengelehrtwård
EswurdensogarvondenGeschworenenFreisprüchegefällt ,woein .Ga¬



DritterBogen.
ständnisvorlag .DasInteressederöffentlichenSittlichkeiterfordert
es ,dasshierRemedurgeschaffenwird,selbstaufdieGefahrhin ,die
GeschworenengerichteaufeinigeZeitzusistieren .(Lebhafter,lang-¬
anhaltenderBeifallbeiderMinderheit).

GRtin .Dr .Motzke( E .. ) bemängeltzunächst ,dassdiefür
WoblfahrtswesenundsozialeVerwaltungeingesetztePostmit76. 000
Schillingzu hochbemessensei ,da vondieser PosteigentlichdieLan¬

hühungderPfründeansuchendarf,UnterdessenverhungerndieLeute.Dann
firddiePfründebestenfallsumzweibisvierSchillingerhöht.Sie

ensichendlichentschliessen,wenigstensdenalten ,denSiebzig-¬
jährigen Menschensofort die höchste Pfründezuzubilligen .Umwirklich

SozialeFürsorgeleisten zukönnen ,müssteeineehrlicheArbeitsge¬
meinschaftzwischenöffentlicherundprivaterFürsorgegesuchtwerden
TatsächlichschliessenSieaberdenCaritasverbandüberallaus ,in

desumlagefür denVerbrauchvonBierunddie FürsorgeabgabealsZweck-¬
steuernin Abzuggebrachtwerdenmüssen .WennmanunterWohlfahrtrichtig
versteht ,dass die Grundlagefür ein Gemeinschaftslebenin dieserStadt
uinddiemateriellenVorsussetzungenhiezugeschaffenwerdenmüssen,so

bedeutendie MassnahmenderMehrheiteineabsoluteVerneinungjeder
Wohlfahrt.SolangesichdieMehrheitnichtzueinerennsthaftenRevi¬
sion ihres Programmesentschliesst wird sie in demKonflikt ,dersich
überall offenbart ,bleiben als Verwalteraufbauenzu wollen undals

2
IhreEinstellungParteiinWirklichkeitzuzerstören.

den Fragen der wirtschaftlichen Finanzpolitik hat vermehrtewirt - ¬

schaftlicheNotundeinestärkereInanspruchnahmederstädtischenMit-¬
tel für WohlfahrtspflegezurFolge .DieMehrheitdrängtdiearbeits-¬

tüchtigenKreisederBevölkerungdurchIhrePolitikimmermehrindie
Fürsorgehinunter. IhrFesthaltenamPar¬
teizwangundParteiterror imPersonalreferatundin denBetrieben
führtnurzueinerVermehrungderNotfälle .DurchIhreSteuerpolitik

derInvalidenfürsorgezumBeispielsuchenSienureineZusammenarbeit
mitdemsozialdemokratischenLandesverband,währendjedeZusammener¬
beitmitdemReichsbundderKriegsopferabgelehntwird .Wirverlangen
hierwirklicheNeutralität,SolangeSienichtinderSozialpolitik
eineentscheidendeWendungvollziehen ,werdenSieunsin derschärfs-¬
ten Kampfstellungfinden ,( LebhafterBeifallbei der . . )

GR.Pfeiffer( E . . )gibtzunächstdemWunscheAusdruck ,d
dasListenwahlrechtfür denGemeinderatsobaldwiemöglichabgeschaff
werde ,daein Listenwahlrechtfür einenVerwaltungskörper,indem
manFachleutebraucht ,einUndingsei undeinsolchesWahlrecht
einegewisseSesshaftigkeitaufMandatezurFolgehat.Erbezeichnetes

alsbedauerlich,dassdieFunktionäreanderSpitzederGemeindeverwal-
tungsich ausschliesslichals Parteilautefühlen .DassderBürger¬
meisteraufdemvorhährigensozialdemokratischenParteitagindenRufnachAufrichtungdesProletariateseingestimmthat ,sowiedassersich
in seiner Antrittsrede ausschliesslich als Parteipolitiker bekannthat ,

bringtdie MehrheitvielekleineGewerbetreibendeundKaufleuteumihr
sitseigentum ,durchIhrenTerrorbringtsie viele Anbeiterumihren

ehrlichenLohn.Sieerweistdamit,dasseskeinengrässerenAusbeuter
und Kapitalisten gibt ,als die gegenwärtige WienerG,meindeverwaltung.

( LebhafterBeifallbei derE . . ) AuchaufdemGebietederWohnbaupolitik
nachtsie nurdie desHelfenwollens.Demmaufjedeneuzuvergeber

de WohnungreflektiereninWahrheitvierParteien .DerReferentdürfte
ch nicht darauf berufen ,dass die geringere Zahl vonEheschliessun-¬

mögliche ,dasswenigergebautwird ,Ihre kultur -¬
nde Propaganda hat nicht nur die Verringerung der Zahl derEhe- ¬

schliessungensondernein wahresChaosimEhelebendieser Stadther-¬
beigeführt.AufdieVermehrungderNotimJahre1927nimmtdieMehrheit
keineRücksicht.DiePostenfüroffeneFürsorge,fürErhaltungsbeiträge
undMietzinsaushilfenwerdennichterhöht .Sietreibenin deroffenen
FürsorgerücksichtsloseErsparungsundeinseitigeParteipolitik .Ihre
Fürsorgepolitikist aberauchKulturpampf .Heutenochweigertsichdie
GemeindeWienfür einKindPflegegeldzuzahlen ,wennes in eineAn-¬
stalt desCaritasverbandeskommt.WirverlangenhierdieklareAntwort
aufunsereFrage ,wasSiezueinemso einseitigenverantwortungslosen
Verhaltenin derFürsorgeberechtigt .IhreganzeVerwaltungistnicht
nur Kulturkappf sondern Kulturhass .Sie fördern Organisationen undeine

Propaganda,die schonwegenihrer AufmachungeineschwereBeschämung
fürunsereStadtsind .SielieferndemFreidenkertumbewusstdieJugend
aus .Aufdie Verdienste ,die sich das Freidenkertumumdie Hebungder
Geistigkeitin Wienerwirbt ,dürfenSie nicht stolz sein .Ineiner
solchenFreidenkerschrifteinesJchannMostwirdgesagt ,dassdie"Got-¬
tespest "die allerscheussichsteunter allen geisteskrankheitenist .

(LebhafteHört! HörtRufebeiderMinderheit),UeberderFörderungsol-¬
cherOrganisationenvergessenSiediezweigrossenAufgabendesWohl-¬
fahrtswesens ; dieLinderungder Notunddie allmählicheUmschaltung
derFürsorgeundihresinngemässeAngleichungandieSozialjolitik.
DassheutenochdieAnfallspfründeneunSchillingimMonateausmache,
ist einSkandal.DannmussderManneinJahrwarten,biserumeineEr¬

sei ein Fahler .Der allergrösste Fehler sei aber ,die Haltungdes
BürgermeistersnachdenEreignissendes15 .Juli .EsseidieAufgabe

desBürgermeisterssichaufdieSeitederjenigenzustellen ,dieRuhe
undOrdnungindieserStadtwünschen.WennderBürgermeisterdasnicht
getan ,sonderngegendenPolizeipräsidentenSchoberdieschwerstenAn¬
griffeerhobenhat ,siistdasmitseinerStellungnichtvereinbar.

AuchStadtrat Breitner hat wiederholtAeusserungengetan ,
diemitseinerStellungalsFinanzreferentnichtvereinbarsind .Sohat
er sichauchbei seinerBudgetredeaufdenStandpunktdesParteipolitike
gestellt underklärt ,er werdedas sozialdemokratischeWahlprogramm
durchführen .WirerhebendagegendenschärfstenProtest ,weilBreitner
michtBeauftragterdersozialdemokratischenParteiist ,sonderneinBe-¬
auftragterdesGemeinderates .EinesolcheparteipolitischeEinstellung
führenderPersönlichkeitenmüssenwir ablehnen .GemeinderatPfeiffer
kritisiertsodannverschiedenePostendesVoranschlages.Ganzbesonders
tadelt er die Subventionspolitikder Gemeindeverwaltung ,wobeierer - ¬

klärt ,dassdasSubventionschaosnichtlängermehrertragenwerdenkann.
Erverlangt,dassdieMinderheitüberalleSubventionsansuchenunterrich
tet werdeunddass ihr einmalimJahr alle Subventionsansuchenvorgelegt
werden .Der Redner streift dann die Koalitionsfrage und schliesst seins

AusführungenmitderBemerkung,dasserkeinVertrauenzumBürgermeister
habe,weildieserimmerdenBürgermeisterhinterdensozialdemokrati-¬
schenParteimannstelle ,dasser keinVertrauenzumFinanzreferentenha¬
be ,weil dieser der Exponentder sozialdemokratischenPartei sei ,und

dasser schliesslichauchkeinVertrauenzurMehrheithabe ,weildiese
mehraufdasbolschewikischeRusslandvertraue ,als aufdasBruderreich
Deutschland .Deshalblehneer auchdenVoranschlagab .( LebhafterBei¬
fall bei derMinderheit).

GR,Broczyner(Soz.Dem,)berichtetübereineAbänderungder
VerwaltungsgruppeII desVoranschlages,diediedreissigMillionenDol¬
lareinleiheerfordere .Erstellt denAntrag ,die Abänderungzugenehmigen



VierterBogen.
GRHolaubek( . . )nimmtebenfallsin längerenAusführun¬

zudemVoranschlagStellung.ErvergleichtdieTätigkeitderShristlich-¬
sozialenGemeinderatsmehrheitmitderArbeitderSozialdemokratenunder-¬

Kefeggehemmtwurde,derschliesslichdenSozialdemokratenzurHerrschaf
werhalf.(StadtratRummelhardt:SäesindpolitischeKriegsgewinner!)EsgibtpolitischeParteien,denendasHeiligtumdesPrivatsigentumsund
DerGrundtonjederPolitikderSozialdemokratenwirdvomParteiinteressesolche,denendas"ohlergehenderMassedasBestimmendeist .(Lebhafter
Seherrscht ,obwohlden600. 000StimmenderSozialdemokraten150,000StimBeifallbeiderMehrheit) .WirsindderAnschahung,dassunsereVolks-¬
menderParteienderEinheitslistegegenüberstehen. wirtschaftdiePastderErhöhungeninfolgedesMieterschutzesnichtaus-

leObhutübernimmt,einTeilihrerRentenundzwarnichtnurderAlters-¬
rentenandieGemeindeabgetretenwird ,ist gewissgerechtfertigt .

DasMietenprobiemistgewisseinvolksiwtrschaftlichesProblem
klärt ,dassdieAufbautätigkeitderChristlichsozialennurdurchdenundnurindemSinneeinpolitisches,weildiepolitischenParteienzu

denvolkswirtschaftlichenProblemeneineverschiedeneEinstellunghaben.

RednerwendetsichgegendieFürsorgeabgabe,dieNahrungs-undGe¬
nussmittel-,dieKraftwagen-,dieausgehilfenabgabe,sowiegegendieBe¬
steuerungdesLuxusgewerbesalsArbeiterfeindlich.ImBesprechenderWohn¬
bausteuer ,erkkärt Redner ,niemandwolledenMieterschutzaufheben ,wir

ollennureinesachlicheRegelungderMietenfrage,dievondenSozialde-¬
mokratenandeferLändermitweitgrösseremVerständnisbehandeltwird ,als
vonunserenSozialdemokraten .DieSozialdenokratenmüssendas"chlagwort

wufgeben,dasssiedurchihreSteuerpolitikdieArbeiterschaftschonen.
Dasegenteilist derFall .Siemüssenin denGemeindebetriebenwirklich
dieKoalitionsfreiheitherstellen,wasSievonjedemAusbeuterverlangen
DerRednerschliesstmitderBemerkung,dassNotundElendinWienzum
grossenleileeineFolgederSteuerpolitikderGemeindesei .Diechrist

licheArbeiterschaft,dieschwerunterdemTerrorzuleidenhabe,hoffe
doch,dasseinmalderTagderBefreiungkommenwirdunddassdasMär-¬

chenvomRotenWienderVergangenheitangehörenwird.(LebhafterBeifall
undHändeklatschenbeiderEinheitsliste).

GR.Uebelhör( . . )erinnertandieVerdienste,diesich
LuegerumdieFörderungdesGewerbestandeserworbenhabe .Demgegenüber
habediesozialdemokratischeParteiesinihrenProgrammenanjederStel-

haltenkannunddasswirandemMieterschutzsolangefesthaltenmüssen,
denRgallohbisaufallenGebietendieMietenin eingebautsind .Gegen¬

überdemGemeinderatKunschakstelltfernerStadtratBreitnerfest ,dass
dieAufnahmevonAnleihenimAuslandeimmernureinnotwendigesUebelsei
daderTatsachedesEinfliessensvonneuenKapitalien,derZwangderZu¬
rückzahlungineinerlangenReihevonJahrengegenüberstehe,Wasdie
Russlandaktionbetreffe ,wäre ,selbstwennsiekeinenErfolghätte ,zu
einerGenugtuungkeinAnlass.InWirklichkeitsindbisherbereitsGe-¬
schäftebiszu500,000SchillingangemeldetunddieHaftungderGemeinde
dafürerklärtworden.ImUebrigenmüssemanabwarten.Jedenfallshatlie
Gemeindeallesgetan,umdenExportnachRusslandzufördern.Hinsicht-¬
lichderNahrungs-undGenussmittelabgabebietedasfreieErmessengewis
die Möglichkeitzueiner Kritik .Esgeheabernicht an ,deneinfachsten
VerbrauchgleichhochwiedengrösstenPuxusverbrauchzubesteuern,ein
Vorgang,derübrigensfürdieGemeindeeinträglicherwäre,BeidenBun-¬

spieledessteuernimübrigendasfreieErmesseneinevielgrössereRolle
vonals beidenGemeindesteuern,BezüglichderSteuerrückständeTheatern

ist esgelungenbeieinzelnenguteAbmachungenüberdieAbstattungzu
treffen .AuchbeiderVolksoperwirdesmöglichsein ,wennsicheinka¬

lungnahmezudenGewerbetreibendenFehlenlassen.DerRednerhabtdieNachitalskräftigerBewerberfindet.DieSteuerfürdieStaatstheaterbetrageteilehervor ,dieAufrechterhaltungdes
tätigkeitfürdenGewerbestandhabe .DerHauptnachteildenderMieter-¬
schutzdemGewerbebringt ,ist dieEntwertungdesRealbesitzes,derfrü¬
herdiewichtigsteGrundlagefürdenKreditandieGewerbetreibendenbil-¬
dete.AusserordentlichwichtigfürdenGewerbestandisteineReformdesabgabegleichsind.IchwillnurwiederdieseinerzeitigeAeusserung
Jeuerwesens,insbesonderederFürsorge,derLustbarkeits-,derNahrungs-desHerrnBürgermeisterswiederholendergesagthat,wenndieBundesregie
undJenussmittel-,derFremdenzimmer-undderAnzeigenabgabe,Erver-¬

langt eineweitereErmässigungderSteuerfür Kleinautosund

vonderGemeindeunabhängigezweiteInstanzgeschaffenwerde.BeideslieeSergen.WennGemeinderatRummelhardtbedauerthat ,dassWienundNieder
geimenteressedesGewerbestandes.( LebhafterBeifallbei der Einheits .Österreichnichrmehrzusammengehörenso kannich nursagen ,dassdie

liste ) .
SteuernmitAusnahmederHundeabgabeals schädlichhingestelltworden.Füberselbstreferiert .IchverwahremichauchgegendieBehauptung,
ohnedassauchnureinRednererklärthätte ,wienachAbschaffungdieser

nerErwiderungaufdieAusführungendesGR,KunschakstelltStadtratDreitanpruchbestehteDasBudgetwurdemitSorgfaltundGewissenhaftigkeiter¬
nerfest ,dassderweitausgrössteTeilderInvestitonendesBundesdemsteiltundwennhierderAbgangvon36MillionenSchillinginZweifel
Bündesländernzugutekomme,dassderRückgangderArbeitslosigkeitin
WienvornehmlichaufdieInvestitionenderGemeindezurückzuführensei.
Unrichtigistes ,dassdieGemeindedurchdieAltersrenteneinGeschäft(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).
macht.Vondemam1 ,Oktober1927imBezugeinesUnterhaltsbeitragesste-¬
henden312Personenist keinemderUnterhaltsbeitraggestrichenworden.ZimmerlundKunschckaufdasSchlusswortdes
Selbst wenndies geschehenwäre ,würdedies nur einenBetragvon56 . 000wirdder Voranschlagder Verwaltungsgruppemit demAbänderungsantrag
Schillingausmachen,währendderBeitragderGemeindezudenAltersrenter

überdreiMillionenSchillingbeträgt.(Hört!Hört!beiderMehrheit).dieSpezialdebatte/VerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheitenvon
DassdeninHeimenbefindlichenRentnern,überdiedieGemeindedievol-¬eingegangen ,dieamtsführenderStadtratSpeisereinleitenwird.

öffentlichenBau-nureinZehnteldesDefizitsdieserTheater,seialsoimVerhältniszu
demDefizitkeinebesondereGrösse.DieStaatstheatersindgegenüberden
Privattheatern- darinbevorzugt,dasssievonderWohnbausteuerund
derFürsorgeabgabebefreitsind,Beträge,dieungefährderLustbarkeits¬

rungderAnschauungist ,dassdieAusgabenfürdieBundestheatereineun¬
erträglicheLastimBudgetdarstellen,somögesiemitunsinVerhandlun

bringtschliesslichdenWunschvor ,dassinZukunftdie"ergebungvonAr-geneintretenundwirwerdenfürdienotwendigenMittelnfürdiebeiden
beitenimWegeöffentlicherAusschreibungenerfolgenmögeunddasseineTheaterentsprechendihrerVergangenheitundihrerKulturwärksamkeitvor

Trennungeine hastorischeNotwendigkeitgewesenist .DieTrennungist

StadtratBreitnerbemerkt,vonderMinderheitseienalleauchinderVerfassungverankertundimNationalrathatDr.Seipelda-¬
dassWienwegendesAnteilesandenErtragsabgabengegenüberdemBund
undankbarsei .WirhabeneineReihevonWertvollstenSteuerrechtenab¬

SteuerndieGemeindeihrevielfältigenAufgabenerfüllenkönnte.IneiegetretenwirhabengarkeinenGrunddankbarzusein,weiljaeinRechts¬

gezogenwurde ,so ist es keinUnglück ,wennder Rechnungsabschlusseinen
Ueberschussaufweist .Ichbitte die VerwaltungsgruppeII zubewilligen.

NachtatsächlichenBerichtigungenderGemeinderäteStadtrates Breitner
lehnt .

Broczynersgenehmigt.DieAbänderungsanträgederMinderheitwerdenabge¬
SchlussderSitzungumzehnUhrabends.Morgenwirdinüber die
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